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Beschlussvorlage
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Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Gesundheit, Arbeit und Soziales (Vorberatung) 20.02.2024 Ö

Ausschuss für Gesundheit, Arbeit und Soziales (Vorberatung) 16.04.2024 Ö

Kreisausschuss (Vorberatung) 24.04.2024 N
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Richtlinien zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im Landkreis 
Peine
Beschlussvorschlag:
Die anliegenden Richtlinien zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im Landkreis Peine 
werden beschlossen.
Eine Bewilligung von Anträgen auf Förderung der Niederlassung von Ärztinnen und Ärzten 
(Richtlinie Förderung Ärztinnen und Ärzte) als auch Anträge auf Vergabe von Stipendien für 
Studierende der Humanmedizin (Richtlinie Medizin Stipendium) erfolgt nach Bewertung der 
Haushaltslage.

Sachdarstellung
Inhaltsbeschreibung:

In der Ausschusssitzung vom 07.11.2023 wurde die Richtlinie Stipendium Studierende 
Humanmedizin mit Blick auf die Haushaltslage zurückgestellt. Mit der vorliegenden 
Beschlussvorlage für die Richtlinie Förderung der Niederlassung von Ärztinnen und Ärzten 
sowie die Richtlinie Stipendium Humanmedizin wird die Möglichkeit aufrechterhalten, 
Anträge stellen zu können und somit dem Fachkräftemangel im Rahmen der Haushaltslage 
entgegen zu wirken.

Mit beiden Richtlinien sollen vorrangig dem Fachkräftemangel im medizinischen Bereich 
entgegengewirkt werden, damit die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung im ambulanten 
und stationären Bereich sowie im öffentlichen Gesundheitswesen im Landkreis Peine 



gewährleistet ist. 

Ziel ist es mit der RL Medizin Studium Menschen zu fördern, die sich schon frühzeitig für 
eine Tätigkeit als Fachärztin / Facharzt in einem unterversorgten Bereich des Landkreises 
Peine entscheiden.
Vorausgesetzt wird dabei, dass seitens der Bewerberinnen und Bewerber eine 
ausgesprochene Verbundenheit zum Landkreis Peine besteht bzw. diese während des 
Stipendiums aufgebaut wird.
Gleiches gilt ebenso für die Förderung von Ärztinnen und Ärzten in unterversorgten 
Bereichen. 
Die RL-Förderung Ärztinnen und Ärzte soll den ärztlichen Versorgungsauftrag unterstützen. 
Somit kann der Landkreis Peine im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu beitragen, die 
Ansiedlung von Ärztinnen und Ärzten zu unterstützen und damit Entscheidungen zur 
Niederlassung und Nachfolge zu beeinflussen.

Die Vergabe der Mittel erfolgt auf Antrag und auf Basis der Prüfung der Haushaltslage im 
Haushaltskonsolidierungskonzept nach der entsprechenden Richtlinie auf Antrag.

Ziele / Wirkungen:
Mit den Richtlinien Medizin-Stipendium sollen Studierende günstige Rahmenbedingungen für 
die Berufswahl in einem zukunftsfähigen und modernen Arbeitsumfeld bzw. an einem 
Gesundheitsstandort erhalten. Das Stipendienprogramm soll vorrangig den Abbau der 
Unterversorgung dienen und auch der Sicherstellung der dauerhaften Versorgung im 
Landkreis Peine. Gleiches gilt für die RL Förderung der Ansiedlung von Ärztinnen und 
Ärzten. Durch diese finanzielle Unterstützung zur Neuansiedlung, Übernahme einer Praxis 
sowie Einrichtung einer Zweigpraxis sollen günstige Rahmenbedingungen für einen 
zukunftsfähigen und modernen Gesundheitsstandort geschaffen werden. 
In Kooperation mit der Wito, soll diese für die Bereiche Onboarding und Welcome-Center 
zuständig sein.

Ressourceneinsatz:
Eine Förderung ist abhängig von der Bewertung der Haushaltslage.

Schlussfolgerung:
Ein Anspruch auf eine Förderung besteht nicht. Aufgrund der sich zuspitzenden Mangellage 
von medizinischen Fachkräften wird hier die Möglichkeit geschaffen, Fachkräfte für den 
Landkreis zu gewinnen, sofern es die Haushaltslage zulässt.

Anlagen
-Richtlinie Förderung von Ärztinnen und Ärzten
-Richtlinie Medizin Stipendium
-Veröffentlichungen der Kassenärztlichen Vereinigung (KVN)
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Richtlinie zur Förderung der Ansiedlung von Ärztinnen und Ärzten  
sowie Psychotherapeutinnen und -therapeuten und Kinder-  

und Jugendpsychotherapeutinnen und -therapeuten im   
Landkreis Peine (RL-Förderung Ärztinnen und Ärzte) 

 
 
 

§ 1 
Zuwendungszweck 

Der Landkreis Peine verfolgt mit dieser Richtlinie das Ziel, die ärztliche und psychothera-
peutische Versorgung im Landkreis langfristig zu sichern. Zweck der Förderung ist es, 
einen Anreiz für die Niederlassung von Hausärzten, Fachärztinnen und -ärzten sowie 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten zu schaffen und so sowohl Neugründungen von 
Arztpraxen als auch Nachbesetzungen vorhandener Hausarztpraxen zu erleichtern. 
 

 
§ 2 

Gegenstand der Förderung 

Die Zuwendung wird im Rahmen einer einmaligen Ansiedlungsförderung gewährt. För-
derfähig ist die Ansiedlung von Ärztinnen und Ärzten, Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten sowie Kinder- und Jugendpsychotherapeutinnen und Kinder- und Ju-
gendpsychotherapeuten, wenn eine bestimmte Facharztrichtung in einem Versorgungs-
bereich unterversorgt, von Unterversorgung bedroht oder mit einem Versorgungsgrad 
unterhalb von 100 % ausgewiesen ist.  

 
§ 3 

Zuwendungsempfänger 
 

(1) Antragsberechtigt sind Ärztinnen und Ärzte, Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten sowie Kinder- und Jugendpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendpsycho-
therapeuten, die 
 
a. sich nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie im Rahmen der vertragsärztlichen Ver-

sorgung in der hausärztlichen Versorgung und der allgemeinen fachärztlichen Ver-
sorgung im Landkreis Peine niederlassen wollen 

 
b. eine Praxis einer aus alters- oder gesundheitlichen Gründen ausgeschiedenen oder 

ausscheidenden Ärztin oder Arztes, Psychotherapeutin oder Psychotherapeuten  
oder Kinder- und Jugendpsychotherapeutin oder Kinder- und Jugendpsychothera-
peuten übernehmen oder eine Zweigpraxis im Landkreis einrichten wollen. 

 
(2) Antragsberechtigt sind Medizinische Versorgungszentren (MVZ), Ärztinnen und Ärzte, 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendpsychotherapeu-
teninnen und Kinder- und Jugendpsychotherapeuten oder Berufsausübungsgemeinschaf-
ten (BAG), wenn diese erstmals und zusätzlich eine Person mit einer der vorgenannten 
Qualifikationen nach dem Inkrafttreten dieser Richtlinie in einer Praxis im Rahmen der 
vertragsärztlichen Versorgung im Landkreis Peine einstellen. 

Erfolgt die vertragsärztliche Tätigkeit in einem Anstellungsverhältnis, ist nur die Praxis-
inhaberin bzw. -inhaber antragsberechtigt. Hierbei ist die Verordnung der EU  
Nr. 1407/2013 der Kommission v. 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 
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108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Bei-
hilfen, geändert d. Verordnung der EU Nr. 2020/972 v. 07.07.2020 zu beachten. 

 
(3) Die Förderung von Zahnärztinnen und Zahnärzten, Apothekerinnen und Apothekern, 

Heilpraktikerinnen und Heilpraktikern sowie Ausübenden der Heilhilfsberufe oder Tier-
medizinerinnen und Tiermedizinern ist ausgeschlossen. 
 

(4) Ein nach den zuvor genannten Kriterien besetzter Sitz kann nur einmal gefördert  
werden. 
 

§ 4 
Fördervoraussetzungen 

 
(1) Die Förderung setzt ein Beratungsgespräch im Vorwege der Antragstellung zwischen 

dem Antragstellenden und dem Gesundheitsamt des Landkreis Peine voraus. Eine För-
derung ist grundsätzlich nur möglich, wenn mit dem Vorhaben noch nicht begonnen 
wurde. Ein vorzeitiger Beginn kann beantragt werden (§ 6 Abs. 6). 
 

(2) Die Förderung wird erst ausgezahlt, wenn die Zulassung zur vertragsärztlichen Versor-
gung (Praxisneugründung, Praxisübernahme, Einstellung einer Ärztin oder eines Arztes) 
erfolgt ist. 
 

(3) Die Empfängerinnen und Empfänger der Förderung müssen sich  
 

a. durch den Zulassungsausschuss für die Zulassung zur vertragsärztlichen Tätigkeit 
bei der KVN eine vertragsärztliche Zulassung bzw. eine entsprechende Anstel-
lungsgenehmigung im Fördergebiet nach Inkrafttreten dieser Richtlinie erhalten 
haben,  

b. verpflichten, innerhalb von sechs Monaten nach der zulassungsrechtlichen Ent-
scheidung eine vertragsärztliche Tätigkeit als Hausärztin oder Hausarzt, Fachärz-
tin oder Facharzt. Psychotherapeutin oder Psychotherapeuten oder Kinder- und 
Jugendpsychotherapeutin oder Kinder- und Jugendpsychotherapeuten im Land-
kreis Peine aufzunehmen bzw. eine Person mit einer der vorgenannten Qualifika-
tionen einzustellen, 

c. sich verpflichten, die Praxis oder Niederlassung im Bereich der haus- oder fach-
ärztlichen Versorgung der unter § 3 Abs. 1 benannten Arztgruppen, für mindestens 
5 Jahre aufrechtzuerhalten, bzw. für mindestens 2 1/2 Jahre davon selbst zu füh-
ren. Bei einer Abgabe der Praxis ist sicherzustellen, dass die Verpflichtung auf die 
verbleibenden Jahre bis zur Vollendung der 5-Jahresfrist auf den neuen Praxisin-
haber übergeht. Die Bindedauer der bewilligten Förderung beträgt 5 Jahre ab Be-
ginn der Auszahlung der Förderung (=Bindungsdauer). 

d. Eine Doppelförderung nach dieser Richtlinie innerhalb der Bindungsdauer ist aus-
geschlossen. 

e. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung nach dieser Richtlinie be-
steht nicht, vielmehr entscheidet der Landkreis Peine nach pflichtgemäßem Er-
messen und im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
 

§ 5  
Höhe der Förderung 

(1) Die Höhe der Förderung richtet sich nach den in dem jeweiligen Haushaltsjahr zur Ver-
fügung stehenden Mitteln und beträgt einmalig je Empfängerin oder Empfänger bis zu 
50.000,00 Euro bei einem vollen Versorgungsauftrag und einem Versorgungsgrad von 
weniger als 75 Prozent. Bei der Besetzung eines anteiligen Versorgungsauftrages erfolgt 
eine entsprechende anteilige Förderung. 
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Folgendes zweistufige Verfahren zur Abstufung der Ansiedlungsprämie wird einheitlich 
festgelegt. Die Höhe der Prämie bestimmt sich nach dem Grad der Unterversorgung 
bzw. der drohenden Unterversorgung zum Zeitpunkt der Antragsstellung wie folgt: 

 

 

 

 

 

 

 

Die sich daraus ergebende Fördersumme ist mit dem jeweiligen Versorgungsauftrag  
des sich ansiedelnden Arztes/Ärztin lt. Bescheid der KVN zu multiplizieren.   
(Beispiel: Versorgungsgrad 105,3% = Prämie 20.000,00 € x 0,5 Versorgungsauftrag  
= 10.000,00 €). 

(2) Ist absehbar, dass nicht ausreichend Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, sind die 
vorliegenden Anträge für den geringsten Versorgungsgrad in anschließend aufsteigen-
der Reihenfolge bevorzugt zu fördern. 
 

(3) Eine zusätzliche Förderung durch Dritte ist zulässig und wird auf die Förderung des 
Landkreises Peine grundsätzlich nicht angerechnet. Die Empfängerin oder der Empfän-
ger der Förderung ist jedoch verpflichtet, bei Beantragung von Förderung aus anderen 
Quellen die nach dieser Richtlinie erhaltene Förderung wahrheitsgemäß anzugeben. 
 

 
 

§ 6  
Verfahren 

(1) Ein Antrag auf Gewährung der Förderung ist vor Aufnahme der Tätigkeit (vgl. Ziffer 3.1) 
unter Verwendung des Antragsformulars zusammen mit den im Antragsvordruck ge-
nannten Unterlagen an den Landkreis Peine, Burgstr. 1, 31224 Peine, zu richten. 
 

(2) Der Landkreis Peine kann nach pflichtgemäßem Ermessen ergänzende Unterlagen oder 
Nachweise verlangen. 
 

(3) Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist nur möglich, wenn der Landkreis Peine als 
bewilligende Stelle vor Aufnahme der Tätigkeit schriftlich bestätigt, dass die Fördervo-
raussetzungen vorbehaltlich einer detaillierten Prüfung dem Grunde nacherfüllt sind 
(vorzeitiger Maßnahmenbeginn). Vor Erteilung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns darf 
nicht mit der Maßnahme begonnen werden. 
 

(4) Wird kein vorzeitiger Maßnahmenbeginn beantragt, darf erst nach Zugang des Zuwen-
dungsbescheides die Tätigkeit aufgenommen werden. Dabei ist als Maßnahmenbeginn 
grundsätzlich der Abschluss eines dem Vorhaben zuzurechnenden Bewilligungsbe-
scheides zu werten.  
 

(5) Über Abweichungen von dieser Richtlinie entscheidet im Einzelfall der Kreisausschuss. 
 
 

Versorgungsgrad der 
med. Fachrichtung 

Prozentualer Anteil 
an der Höchstförder-

summe 

Fördersumme 
in € 

< 74,99 % 100% 50.000 

75 – 89,99 % 80% 40.000 

90 – 99,99 % 60% 30.000 

100 – 109,99 % 40% 20.000 
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(6) Der Antrag auf Förderung kann bis zu 6 Monate vor einer geplanten Zulassung zur ver-
tragsärztlichen Versorgung durch den zuständigen Zulassungsausschuss für die Zulas-
sung zur vertragsärztlichen Tätigkeit für einen Sitz im Landkreis Peine, spätestens je-
doch 3 Monate nach Zulassung durch den Zulassungsausschuss der KVN gestellt wer-
den. 
 

(7) Für die Bewilligung der Ansiedlungsförderung sind positive Stellungnahmen  
 
a. der KVN und  
b. der für Gesundheit zuständigen Fachbereichsleitung des Landkreises Peine  

Voraussetzung. 
 
 

§ 7 
Rückzahlung der Zuwendung 

Die Förderung ist, ggf. zuzüglich Zinsen, zurückzuzahlen, wenn die Festlegungen, Auf-
lagen oder Bedingungen dieser Richtlinie bzw. des Förderbescheides nicht eingehalten 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die praktizierende Tätigkeit nicht über die gesamte 
Bindungsdauer gemäß § 4 Abs. 3 c aufrechterhalten wird. Die Rückzahlungssumme er-
rechnet sich aus dem Betrag der ausgezahlten Förderung dividiert durch 60 (Monate der 
Bindungsdauer) multipliziert mit der Anzahl der Monate, die noch zum Ende der Bin-
dungsdauer fehlen. In besonderen Härtefällen kann auf eine Rückzahlung ganz oder 
teilweise verzichtet werden. Die Einzelfallentscheidung hierüber trifft der Kreisaus-
schuss.  
 
 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
Diese Richtlinie tritt ab dem 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
 
Peine, den_________________ 
 
 
 
 
 
Der Landrat 
 
Henning Heiß 



Richtlinie 
Vergabe von Stipendien 

für Studierende der Humanmedizin des 
Landkreises Peine 

(Medizin Stipendium) 
 

§ 1 Zuwendungszweck 
 

Der Landkreis Peine vergibt jährlich bis zu vier Stipendien zur Förderung von Studentinnen und 
Studenten der Humanmedizin, um ärztlichen Nachwuchs für den Landkreis Peine zu gewinnen. 
Ziel ist es, Menschen zu fördern, die eine Begabung für den Arztberuf aufweisen und sich schon 
frühzeitig für eine Tätigkeit als Facharzt in einem unterversorgten Bereich des Landkreises Peine 
entscheiden. Damit soll die ärztliche Versorgung im Landkreis Peine sichergestellt werden. 
Vorausgesetzt wird dabei, dass seitens der Bewerberinnen und Bewerber eine ausgesprochene 
Verbundenheit zum Landkreis Peine besteht bzw. diese während des Stipendiums aufgebaut wird. 

 
§ 2 Gegenstand der Förderung  

 
Gegenstand der Förderung sind Stipendien für Studentinnen und Studenten der Humanmedizin. Ein 
Stipendium wird grundsätzlich bis zum Ende des Studiums, längstens jedoch für die Dauer von 75 
Monaten gewährt.  Die Zuwendung soll den Stipendiaten ermöglichen, sich intensiv auf ihr Studium 
der Humanmedizin zu konzentrieren, damit zügig ein erfolgreicher Abschluss erreicht werden kann. 

 
§ 3 Zuwendungsempfänger 

 
(1) Gefördert werden Studentinnen und Studenten der Humanmedizin sowie 

Humanmedizinerinnen und Humanmediziner, die sich in einer Facharztausbildung in einem, 
im Landkreis Peine unterversorgten Bereich, befinden. 

 
(2) Ein Stipendium kann auf Antrag gewährt werden, wenn die Studierende oder der 

Studierende   
 

1. vorzugsweise aus dem Landkreis Peine stammt (z.B. eine schulische Ausbildung im 
Landkreis absolviert hat, der aktuelle oder bisherige Wohnort im Landkreis Peine 
ist/wird) oder ein sonstiger sozialer Bezug zum Landkreis Peine besteht, 

2. an einer deutschen oder anderen Universität, deren Abschluss die Approbation als Arzt 
in Deutschland zulässt, für ein Studium der Fachrichtung Humanmedizin eingeschrieben 
ist 

3. in Deutschland leben und arbeiten darf (für Personen, die nicht Deutsche oder EU-
Staatsangehörige sind, ist eine Niederlassungserlaubnis, welche zu jeder 
Erwerbstätigkeit berechtigt, erforderlich) und 

4. eine Verpflichtungserklärung zur zwei-, drei- bzw. vierjährigen ärztlichen Tätigkeit in 
einem unterversorgten Bereich des Landkreises Peine abgibt. 

 
(3) Die Inanspruchnahme des Stipendiums des Landkreis Peine kann neben anderen 

Förderprogrammen erfolgen, soweit hierdurch keine Verpflichtung zur Ableistung einer 
beruflichen Tätigkeit bei Dritten eingegangen wird, die einer ärztlichen Tätigkeit im Landkreis 
Peine entgegensteht. Die Inanspruchnahme anderer Förderungen (ausgenommen sind 
BAföG-Leistungen sowie Leistungen im Rahmen von Praktika, Famulaturen und des 
Praktischen Jahres) ist dem Landkreis Peine schriftlich anzuzeigen. 
 



Es wird darauf hingewiesen, dass die Inanspruchnahme des Stipendiums des Landkreises 
Peine in Konkurrenz mit anderen staatlichen Leistungen, wie z.B. BAföG steht, wodurch 
gegebenenfalls eine Anrechnung erfolgen könnte. 

 
§ 4 Höhe der Förderung 

 
Die Studierende oder der Studierende erhält bis zu 400 € monatlich ab dem ersten Studienjahr.  
 
Die Studienförderung wird grundsätzlich als nicht zurückzahlbarer Zuschuss frühestens ab dem 
Beginn des kommenden Winter- bzw. Sommersemesters gewährt, in dem die Stipendiatin oder der 
Stipendiat das Studienprogramm aufgenommen hat und im Studienfach Medizin mit einem 
Vollstudienplatz eingeschrieben ist. Sie wird für die Dauer des Studiums, längstens jedoch für 75 
Monate, gezahlt. 
 

§ 5 Pflichten der Studenten bzw. der in Weiterbildung 
 befindlichen Ärzte 

 
(1) Die Studierende oder der Studierende hat zu Beginn eines jeden Semesters unverzüglich und 

unaufgefordert eine Immatrikulationsbescheinigung und, sofern Studiengebühren anfallen, 
einen Zahlungsnachweis der Universität über die Entrichtung der Studiengebühren (jeweils 
beglaubigte Kopie oder Original) beim Landkreis Peine vorzulegen. Zudem ist das 
voraussichtliche Studienende mitzuteilen. Weitere Nachweispflichten werden ggf. im 
Antragsverfahren geklärt. 

 
(2) Die Studierende oder der Studierende verpflichtet sich, während der Förderung das Studium 

der Humanmedizin so zu betreiben, dass die entsprechenden Prüfungen grundsätzlich in der 
Regelstudienzeit, spätestens aber innerhalb von zwei Jahren danach, abgelegt werden 
können. Unterbrechungen insbesondere wegen Krankheit, Schwangerschaft, Mutterschutz 
und Elternzeit werden im Einzelfall auf Antrag berücksichtigt. 
 

(3) Die Studierende oder der Studierende verpflichtet sich, unmittelbar, spätestens jedoch nach 
einem Jahr nach erfolgreichem Abschluss des Medizinstudiums in einer der unterversorgten 
Facharztrichtungen eine fachärztliche Weiterbildung, die zur Teilnahme an der ärztlichen 
Versorgung in diesem Bereich berechtigt, zu absolvieren. Zudem verpflichtet sich die 
Studierende oder der Studierende binnen eines Jahres nach Abschluss der 
Facharztweiterbildung als Fachärztin oder Facharzt mit einer Vollzeittätigkeit an der 
ärztlichen Versorgung, mindestens jedoch zu 75 %, in einem zu diesem Zeitpunkt 
unterdurchschnittlich versorgten Bereich des Landkreises Peine teilzunehmen. Die Teilnahme 
an der ärztlichen Versorgung kann  
 

a. vertragsärztlich in eigener Niederlassung, als angestellte bzw. zugelassene Ärztin 
oder angestellter bzw. zugelassener Arzt in einer Vertragsarztpraxis oder einer 
anderen Versorgungsform im Landkreis Peine (z. B. Facharztzentrum, Medizinisches 
Versorgungszentrum) oder 

b. im Rahmen einer Anstellung am Klinikum Peine oder  
c. im Gesundheitsamt des Landkreises Peine erfolgen.  

 
(4) Die Dauer der Verpflichtung nach Abs. 3 richtet sich nach der Förderdauer. Im Falle einer 

Förderung von  
 

1. bis zu 24 Monaten besteht die Verpflichtung für die Dauer von zwei Jahren  
2. 24 bis 36 Monaten besteht die Verpflichtung für die Dauer von drei Jahren 
3. ab 36 Monaten besteht die Verpflichtung für die Dauer von vier Jahren. 



§ 6 Verfahren 
 

(1) Interessenten für das Stipendium können dies direkt beim Landkreis Peine, Burgstraße 1, 
31224 Peine bis zum 31. Oktober eines jeden Jahres beantragen. Dem Antrag auf Förderung 
sind folgende Unterlagen beizufügen: 
 
a. Formloser Antrag 
b. Tabellarischer Lebenslauf 
c. Motivationsschreiben 
d. Kopie des Personalausweises 
e. Beglaubigte Kopie des Zeugnisses über die Hochschulreife 
f. Kopie der aktuellen Immatrikulationsbescheinigung an einer deutschen oder anderen 

Universität, deren Abschluss die Approbation als Arzt in Deutschland zulässt 
g. Bei bereits bestandenem ersten Abschnitt der ärztlichen Prüfung eine beglaubigte Kopie 

des Zeugnisses 
 
(2) Der Landkreis Peine prüft das Vorliegen der Voraussetzungen für die Gewährung eines 

Stipendiums entsprechend Paragraf 3 dieser Richtlinie. Für geeignet befundene 
Bewerberinnen und Bewerber werden zu einem Auswahlgespräch eingeladen. 

 
(3) Die Entscheidung über die Gewährung der Stipendien trifft der Landkreis Peine nach 

pflichtgemäßem Ermessen. 
 

Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung eines Stipendiums besteht nicht.  
 

§ 7 Aussetzung und Einstellung der Zahlung des Stipendiums 
 

(1) Die Zahlung der Studienförderung kann ausgesetzt werden, wenn die Voraussetzungen nicht 
oder nicht mehr erfüllt werden. Sie wird insbesondere dann ausgesetzt, wenn  

 
1. die geforderten Nachweise bzw. Mitteilungen nach erfolgter einmaliger Mahnung nicht 

termingerecht erbracht werden oder 
2. das Studium unterbrochen wird. Eine Unterbrechung liegt in der Regel dann vor, wenn 

das Studium länger als drei Monate unterbrochen wurde  
3. gegen die Stipendiatin oder den Stipendiaten wegen einer im ersten bis dritten 

Abschnitt des Strafgesetzbuches geregelten Straftat (sog. Staatsschutzdelikte) oder 
wegen eines Verbrechens Anklage erhoben wird. 

 
Im Falle der Ziffern 1 und 2 wird die Zahlung für die Zukunft wieder gewährt, sobald die geforderten 
Nachweise erbracht oder das Studium wiederaufgenommen wurde. 
 

(2) Die Zahlung der Studienförderung wird eingestellt, wenn 
 
1. die maximale Dauer der Zahlung der Studienförderung von 75 Monaten erreicht ist oder 
2. die geforderten Nachweise bzw. Mitteilungen nicht termingerecht erbracht und auch 

nicht innerhalb von zwei Monaten nachgereicht werden oder 
3. die Studierende oder der Studierende das Studium des Studiengangs Medizin vorzeitig 

abbricht oder vom Medizinstudium ausgeschlossen wird oder die Studienförderung aus 
anderen wichtigen Gründen nicht mehr gewährt werden kann. 

 
Ausgenommen von § 7 Abs. 2 Nr. 2 ist die Wiederholung des ersten, zweiten oder dritten Abschnitts 
der Ärztlichen Prüfung. In diesem Fall erfolgt, sofern mit dem Nichtbestehen der Prüfung nicht der 
Ausschluss vom Studium verbunden ist, grundsätzlich keine Einstellung der Studienförderung. 



§ 8 Aufhebung und Rückzahlung des Stipendiums 
 

(1) Die Studienförderung kann nach Aufhebung des Förderbescheides insbesondere 
zurückgefordert werden, wenn 

 
1. die Voraussetzungen für die Gewährung des Stipendiums nicht vorgelegen haben oder 

nicht mehr vorliegen oder 
2. die Stipendiatin oder der Stipendiat das Studium des Studiengangs Medizin länger als ein 

Jahr unterbricht, vorzeitig abbricht oder  
3. die Stipendiatin oder der Stipendiat vom Studium des Studiengangs Medizin 

ausgeschlossen wird oder 
4. die Stipendiatin oder der Stipendiat nach dem Studium nicht eine der zur Zeit der 

Bekanntgabe des Förderungsbescheides oder zum Zeitpunkt der Wahl der 
Facharztrichtung (am Studienende) im Landkreis Peine unterversorgten Fachrichtungen 
zur Weiterbildung als Facharzt wählt oder  

5. die Stipendiatin oder der Stipendiat die ärztliche Tätigkeit nicht binnen 12 Monaten 
nach absolvierter ärztlicher Ausbildung in einem unterdurchschnittlichen versorgten 
Bereich des Landkreises Peine aufnimmt oder 

6. die Stipendiatin oder der Stipendiat nicht innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf der 
Regelstudienzeit sein Studium beendet oder 

7. die geforderten Nachweise und Mitteilungen in mehr als zwei Fällen nicht termingerecht 
erbracht und trotz Mahnung auch nicht innerhalb der erneut gesetzten Frist 
nachgereicht werden oder  

8. gegen die Stipendiatin oder den Stipendiaten wegen einer im ersten bis dritten 
Abschnitt des Strafgesetzbuches geregelten Straftat (sog. Staatsschutzdelikte) oder 
wegen eines Verbrechens eine rechtskräftige Verurteilung erfolgte oder ein anderer 
wichtiger Grund vorliegt, der zu einer fristlosen Aufhebung des Förderbescheides 
berechtigt. 

 
(2) Sollte die ärztliche Tätigkeit in einem unterdurchschnittlich versorgten Bereich des 

Landkreises Peine vor Ablauf des Verpflichtungszeitraumes beendet werden, ist die 
Studienförderung anteilig zurückzuzahlen. 
 

(3)  Aufhebung und Rückforderung richten sich nach den §§ 48 ff VwVfG 
 

(4) In Einzelfällen kann von der Geltendmachung des Rückzahlungsanspruches ganz oder 
teilweise abgesehen werden, insbesondere, wenn aus gesundheitlichen Gründen (festgestellt 
durch Amtsärztliche Untersuchung) das Studium oder die anschließende ärztliche Tätigkeit 
nicht, wie vorgesehen, erfolgen kann (Härtefallregelung). Die Entscheidung hierüber trifft der 
Landkreis Peine nach pflichtgemäßem Ermessen. 

 
(5) Ausgenommen von § 8 Abs.1 Nr. 4 sind 
 

1. die Aufnahme einer (Assistenz-) Arzttätigkeit am Klinikum des Landkreises Peine oder im 
Gesundheitsamt des Landkreises Peine für die Dauer der Verpflichtungszeit oder 

2. die Wahl einer anderen Fachrichtung zur Weiterbildung als Facharzt, wenn in dieser 
dann ebenfalls eine Unterversorgung lt. Kassenärztlicher Vereinigung einzutreten droht 
bzw. eingetreten ist. 

 
In diesen Fällen erfolgt grundsätzlich keine Rückforderung der Studienförderung. 

 

 



§ 9 Inkrafttreten, zeitliche Befristung 
 

Diese Richtlinie tritt ab dem 01.01.2024 in Kraft und gilt bis zum 31.12.2030.  
 
Peine, den 
 
_______________________ 
Henning Heiß 
Landrat 















Landkreis Peine
Der Landrat

Informationsvorlage
Federführend:
Fachdienst Soziales

Vorlagennummer:

Status:

Datum:

2024/040

öffentlich

12.03.2024

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Gesundheit, Arbeit und Soziales (Kenntnisnahme) 16.04.2024 Ö

Im Budget enthalten: nein Kosten (Betrag in €): 0 €

Mitwirkung Landrat: nein Qualifizierte Mehrheit: nein

Relevanz

Gender Mainstreaming ja Migration ja

Prävention/Nachhaltigkeit ja Bildung ja

Klima-/Umwelt-/Naturschutz nein

Ergebnisse der SGB II-Zielvereinbarung des Jobcenters LK Peine 
mit dem Land Niedersachsen 2023 und Zielvereinbarung 2024

Sachdarstellung
Inhaltsbeschreibung:
Gemäß § 48b Sozialgesetzbuch (SGB) II schließen die zuständigen Landesbehörden
jährliche Vereinbarungen mit den zugelassenen kommunalen Trägern zur Erreichung 
der Ziele nach dem SGB II ab. Der Kreistag des Landkreises Peine hat in seiner 
Sitzung am 29.09.2010 (TOP 12) beschlossen, sich zum Abschluss dieser Ziel-
vereinbarungen zu verpflichten. 
Die Ergebnisse der Zielvereinbarung 2023 sind dem Landkreis Peine am 22.01.2024 
mit dem Monatsbericht für Dezember 2023 vom Niedersächsischen Ministerium für 
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung übermittelt worden.
Die Zielvereinbarung 2024 wurde am 1. Februar 2024 vom Landesministerium und 
Herrn Landrat Heiß unterzeichnet. 

Die Ergebnisse 2023 und die Zielvereinbarung 2024 werden in der Ausschuss-
Sitzung präsentiert.



Ziele / Wirkungen:
Gender Mainstreaming:

Das Jobcenter Landkreis Peine hat für das Jahr 2023 und 2024, aufgrund eines 
internen Gendermonitorings im Hinblick auf die Geschlechtergerechtigkeit, von der 
Planung einer zusätzlichen geschlechterspezifischen Integrationsquote Abstand 
genommen. 

Migration:

Bei den vereinbarten Zielen werden entsprechend den Definitionen alle 
Leistungsbeziehenden einbezogen. Somit werden auch die Migrantinnen und 
Migranten berücksichtigt.

Bildung:

Die Anzahl der vereinbarten Integrationen von Leistungsberechtigten des SGB II wird 
positiv beeinflusst, wenn die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten durch individuelle 
Begleitung einen Berufsabschluss oder eine berufliche Qualifizierung erlangen. 

Prävention/ Nachhaltigkeit:

Die Heranführung und Unterstützung durch die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen 
ist insbesondere darauf ausgerichtet, dass die vereinbarten Integrationen in den 
ersten Arbeitsmarkt langfristig und nachhaltig erfolgen. Ziel ist auch die dauerhafte 
Unabhängigkeit von Leistungen nach dem SGB II für ein selbstbestimmtes Leben.

Ressourceneinsatz:
Die Zielvereinbarung wird in Abstimmung mit dem Landesministerium im Jobcenter 
intern durch das Controlling, den Abteilungsleitungen sowie der Fachdienstleitung     
vorbereitet. Es entstehen keine direkten Kosten.

Schlussfolgerung: 
Auch im laufenden Jahr 2024 wird die Erfüllung der vereinbarten Ziele durch 
unterjährige Analyse und Steuerung angestrebt.

Anlagen
---



Landkreis Peine
Der Landrat

Informationsvorlage
Federführend:
Fachdienst Soziales

Vorlagennummer:

Status:

Datum:

2024/041

öffentlich

12.03.2024

Beratungsfolge (Zuständigkeit) Sitzungstermin Status
Ausschuss für Gesundheit, Arbeit und Soziales (Kenntnisnahme) 16.04.2024 Ö

Kreisausschuss (Kenntnisnahme) 24.04.2024 N

Kreistag des Landkreises Peine (Kenntnisnahme) 24.04.2024 Ö

Im Budget enthalten: ja Kosten (Betrag in €): 0 €

Mitwirkung Landrat: ja Qualifizierte Mehrheit: nein

Relevanz

Gender Mainstreaming nein Migration ja

Prävention/Nachhaltigkeit nein Bildung nein

Klima-/Umwelt-/Naturschutz nein

Antrag der Gruppe CDU/FDP vom 01.03.2024 zur Einführung einer 
Bezahlkarte

Sachdarstellung
Inhaltsbeschreibung:
Die Gruppe CDU/FDP hat beantragt, die Einführung einer Bezahlkarte für 
Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) vorzubereiten.

Bund und Länder haben sich am 06.11.2023 auf die Einführung einer Bezahlkarte für 
Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG verständigt mit der Zielsetzung, Barauszahlungen 
einzuschränken und damit auch den Verwaltungsaufwand bei den Kommunen zu 
minimieren.

Die Bundesländer haben sich auf einheitliche Mindeststandards für die Bezahlkarte geeinigt.
14 Bundesländer, darunter auch Niedersachsen, haben sich auf ein länderübergreifendes 
Vergabeverfahren verständigt. Die Ausschreibungsbekanntmachung wurde am 25.02.2024 
veröffentlicht. Spätestens im August 2024 soll das Vergabeverfahren abgeschlossen sein.

Bei der Bezahlkarte soll es sich um eine guthabenbasierte Karte mit Debit-Funktion ohne 
Kontobindung handeln. Ein Einsatz im Ausland bzw. Überweisungen ins In- und Ausland 
sowie Überweisungen von Karte zu Karte sollen nicht möglich sein. Jedes Bundesland wird 
darüber zu entscheiden haben, in welcher Höhe Bargeldauszahlungen von der Karte möglich 
sein sollen, zudem wird die Möglichkeit bestehen, regionale Beschränkungen für Einkäufe 



vorzunehmen oder Onlineeinkäufe einzuschränken. Hier bleibt abzuwarten, wie sich das 
Land Niedersachsen dazu positionieren wird.

Der Jugend- und Sozialausschuss des Niedersächsische Landkreistages hat sich in seiner 
Sitzung vom 20.02.2024 dafür ausgesprochen, auf eine möglichst flächendeckende Nutzung 
der Bezahlkarte hinzuwirken und gleichzeitig die Erwartung geäußert, dass das Land 
Niedersachsen grundsätzlich diejenigen Funktionen einheitlich umsetzt, die zur Erreichung 
der verfolgten Intention, inbesondere zur Reduzierung von Schleuserkriminalität und Pull-
Faktoren, erforderlich sind. Kleinteilige Vorgaben, z.B. die Beschränkung auf Warengruppen, 
die die Umsetzung und Akzeptanz vor Ort erschweren würden, sollten jedoch unterbleiben.

Zudem sind rechtliche Anpassungen im AsylbLG erforderlich. So soll der im § 3 Abs. 3 
AsylbLG verankerte Vorrang der Geldleistung aufgehoben und die Bezahlkarte ausdrücklich 
als mögliche Leistungsform aufgenommen werden. Ein entsprechender Gesetzesentwurf ist 
inzwischen in Bearbeitung. Geändert wurde mit Wirkung vom 27.02.2024 bereits die 
Vorbezugsdauer für die Gewährung von Analogleistungen gemäß § 2 AsylbLG. Diese 
beträgt nunmehr 36 statt bisher 18 Monate.

Ausschreibungskriterium ist auch die technische Anschlussfähigkeit zur Nutzung durch die 
Leistungsbehörden der Kommunen, so dass Schnittstellen zu allen im Einsatz befindlichen 
Zahlsystemen bestehen müssen. 

Organisatorische Vorarbeiten und Abstimmungen zur Einführung der Bezahlkarte werden 
unverzüglich erfolgen, sobald Details über die konkrete Ausgestaltung bekannt sind.
Die kreisangehörigen Gemeinden sind in diesen Prozess grundsätzlich nicht involviert, da 
Ihnen die Auszahlung der Leistungen nach dem AsylbLG nicht obliegt. Da sie für die 
Unterbringung und soziale Betreuung der geflüchteten Menschen zuständig sind, werden sie 
über den Stand der Einführung der Bezahlkarte jedoch regelmäßig informiert werden.

Ziele / Wirkungen:
Migration
Die Einführung einer Bezahlkarte hat die Zielsetzung, Barauszahlungen einzuschränken mit 
der Intention, Schleuserkriminalität und Pull-Faktoren entgegenzuwirken. Zudem soll der 
Verwaltungsaufwand der Kommunen minimiert werden.

Ressourceneinsatz:
Das Land Niedersachsen zahlt den Landkreisen und kreisfreien Städten zur Abgeltung aller 
Kosten, die durch die Durchführung des AsylbLG entstehen, eine jährliche 
Abgeltungspauschale, die auch den Verwaltungsaufwand umfasst. 

Anlagen
Antrag Gruppe CDU/FDP 
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